W e eee . Rs * 


* 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 26. 


(Nr. 8651.) Geſetz, betreffend die Errichtung von Landeskultur ⸗Rentenbanken. Vom 13. Mai 
1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
für den ganzen Umfang derſelben, was folgt: 


. 

Zu folgenden Zwecken: 

1) zur Förderung der Bodenkultur, insbeſondere zu Entwäſſerungs⸗ (Drai⸗ 
nirungs⸗) und Bewäſſerungsanlagen, zur Anlage und Regulirung von 
Wegen, zu Waldkulturen und Urbarmachungen, zur Einrichtung neuer 
ländlicher Wirthſchaften, 

2) zu Uferſchutzanlagen, 

3) zur Anlage, Erweiterung und Unterhaltung von Deichen und dazu 
gehörigen Sicherungs- und Meliorationsanlagen, 

4) ir Anlegung, Benutzung oder b von Waſſerläufen oder 

ammelbecken, zur Herſtellung und Verbeſſerung von aſſerſtraßen 
(Flößereien) und anderen Schifffahrtsanlagen 


können Landeskultur⸗Rentenbanken errichtet werden. 


$. 2. 
Die Landeskultur Rentenbanken find Anſtalten der Provinzial⸗ (Kom⸗ 
Ben. Verbände. 
hre Organifation und Verwaltung wird durch Statut geregelt. 


§. 3. 


Die Errichtung erfolgt auf Beſchluß des Provinzial⸗ (Kommunal) Land- 
tages für den Bezirk des betreffenden Verbandes. 
Die Wirkſamkeit der Landeskultur⸗Rentenbank kann auf einen oder mehrere 
der im F. 1 bezeichneten Zwecke beſchränkt werden. 
Gef. Samml. 1879. (Nr. 8651.) 54 
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6. 4. 


Die Landeskultur⸗Rentenbank gewährt Darlehne in baarem Gelde oder in 
von ihr Eimer Schuldverſchreibungen nach dem Nennwerthe. 

Die Schuldverſchreibungen lauten auf den Inhaber und führen die Be 
zeichnung „Landeskultur⸗Rentenbriefe“. 

Der Nennwerth der ausgegebenen Landeskultur⸗Rentenbriefe darf den Be⸗ 
trag der gewährten Darlehne nicht überſteigen. 

Wird das Darlehn in baarem Gelde gewährt, ſo kann die Bank Landes⸗ 
kultur⸗Rentenbriefe in der Höhe des gewährten Darlehns ausgeben. 

Ein dabei erzielter Kursgewinn fließt dem Reſervefonds ($. 47) zu. 

Landeskultur Rentenbriefe dürfen nur zu demſelben Binäjahe ausgefertigt 
werden, . welchem der Darlehnsnehmer der Landeskultur -Rentenbank ver⸗ 


pflichtet iſt. 
$. 5. 


Die Darlehne find ſeitens der Landeskultur⸗Rentenbank unkündbar, ſoweit 

nicht die nachfolgende Vorſchrift Platz greift. 

Die Landeskultur⸗Rentenbank hat das Recht, das Darlehn, beziehentlich 

deſſen ungetilgten Reſt mit ſechsmonatlicher Friſt zu kündigen: 

1) wenn der Schuldner ſeinen ſtatuten⸗ und . i 
1 nach geſchehener Aufforderung ſeitens der Direktion nicht na 
ommt; 

2) wenn der verpfändete Grundbeſitz oder ein Theil deſſelben im Wege 
der Exekution zur Sequeſtration, Administration oder Subhaſtation 

ebracht, oder auch nur ein derartiges Verfahren eingeleitet, ſowie, wenn 
ie n oder der Rang der beſtellten Hypothek beſtritten 
wird; 

3) wenn der Schuldner in Konkurs geräth; 

4) wenn der e im Beſitz dem Verlangen der Direktion, in 
die perſönliche Verbindlichkeit des Darlehnsnehmers einzutreten, nicht 
nachkommt. 

Die Verzinſung des Darlehns erfolgt mit höchſtens vier ein halb Prozent, 

die Wige deſſelben mit mindeſtens ein halb Prozent jährlich. 

ie nach dem Nennwerthe feſtgeſetzten Zinſen find der fortſchreitenden 
Tilgung des Darlehns ungeachtet in vollem Betrage zu aablen. Der nicht zur 
Verzinſung erforderliche Betrag dient zur Tilgung des Darlehns. 

Es iſt nicht erforderlich, daß für alle Gattungen von Darlehnen das näm⸗ 

liche Amortiſationsverhältniß vorgeſchrieben wird. 

Zinſen und Tilgungsbeitrag bilden die vom Schuldner zu entrichtende 

Landeskulturrente. 0 
$. 6. 


Für das Darlehn, die Landeskulturrente und deren etwaige Zuſchläge ($. 34) 
iſt mit land⸗ oder e benutzbaren Grundſtücken in Hypothek oder 
Grundſchuld Sicherheit zu beſtellen. . 
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Die Sicherheit ift als vorhanden zu erachten, wenn das Darlehn innerhalb 
des fünfundzwanzigfachen Betrages des bei der letzten Grundſteuer⸗Einſchätzung 
ermittelten Kataſtralreinertrages oder innerhalb der erſten Hälfte des durch ritter⸗ 
ſchaftliche, landſchaftliche oder beſondere Taxe der Landeskultur⸗Rentenbank zu 
ermittelnden Werthes der Liegenſchaften zu ſtehen kommt. 


$. 7. 


Wird der Werth der Liegenſchaften durch beſondere Taxe der Landeskultur⸗ 
Rentenbank ermittelt und ſoll das Darlehn zur Ausführung eines Unternehmens 
gewährt werden, welches die Förderung der Bodenkultur dieſer Liegenſchaften 
oder eines Theiles derſelben bezweckt (F. 1 Nr. 1), fo kann der durch das Unter⸗ 
re nachweislich zu erzielende Mehrwerth dieſer Liegenſchaften mitberückſichtigt 
werden. 

Derſelbe muß abgeſondert von dem Werthe der Liegenſchaften in deren 
zeitigem Zuſtande ermittelt werden. 

Die Sicherheit iſt als vorhanden zu erachten, wenn das Darlehn inner⸗ 
halb der erſten Hälfte des ermittelten Geſammtwerthes der Liegenſchaften ein⸗ 
[öliebtic des durch die Melioration En erzielenden Mehrwerthes oder innerhalb 
er erſten drei Viertheile desjenigen Werthes zu ſtehen kommt, welcher durch die 
Anſtaltstaxe für die Liegenſchaften in deren zeitigem Zuſtande ermittelt ift. 

Derjenige Betrag des Darlehns, welcher nicht innerhalb der erſten drei 
Viertheile des Taxwerthes der Liegenſchaften in deren zeitigem Zuſtande oder 
innerhalb des fünfundzwanzigfachen Betrages des Kataſtralreinertrages (F. 6) zu 
ee kommt, darf erſt nach planmäßiger Ausführung des Unternehmens 995750 
werden. 


K. 8. 


Dem Darlehnsnehmer kann nach Vollendung des Unternehmens ein wei⸗ 
teres Darlehn bis zur Höhe der auf das Unternehmen verwendeten Koſten be⸗ 
willigt werden, wenn durch das ſchon gewährte Darlehn der Koſtenaufwand der 
Anlagen nicht gedeckt iſt. 

In dieſem Falle kann der durch die Melioration erreichte Mehrwerth der 
Liegenſchaften durch eine neue Anſtaltstaxe ermittelt werden. 

Die Sicherheit iſt innerhalb der erſten Hälfte des neu ermittelten Tax⸗ 
werthes als vorhanden zu erachten. 


§. 9. 


Die in den Fällen der 8. 7 und 8 wegen Inſtandhaltung der Meliorations⸗ 
anlagen im Intereſſe der Landeskultur⸗Rentenbank erforderlichen Kontrolvorſchrif— 
ten, die Grundſätze für die von der Landeskultur⸗Rentenbank zu veranſtaltenden 
beſonderen Taxen, die Vorſchriften wegen . des durch die Melio⸗ 
ration zu erzielenden (§. 7 Abſ. 2), beziehungsweiſe des . ($. 8) Mehr 
werthes, ſowie die Vorſchriften über die Art, wie die Vollendung des Unter: 
nehmens feſtzuſtellen iſt, trifft das Statut ($. 52). 
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$. 10. 


Für Darlehne, welche zur Ausführung von Drainirungsanlagen gewährt 
werden ſollen, können, ſofern das Statut dies beſtimmt, die beſonderen Vor⸗ 
ſchriften der $$. 11 bis 31 zur Anwendung kommen. 


. 11. 


Iſt die beabſichtigte Drainirungsanlage geeignet, eine dauernde Verbeſſerung 
des Grundſtücks herbeizuführen, ſo kann der Darlehnsſucher vorbehaltlich der 
durch dieſes Geſetz nachfolgend feſtgeſetzten Einſchränkungen beanſpruchen, daß 
nach Ausführung der Anlage einer auf beſtimmte Zeit zu übernehmenden, bei 
dem Grundſtück einzutragenden Rente (Landeskulturrente) und den etwaigen Zu⸗ 
ſchlägen ($. 34) das Vorzugsrecht vor allen anderen auf privatrechtlichen Titeln 
ae Belaſtungen des Grundſtücks gewährt werde. 


$. 12. 


Das Darlehn wird durch Zahlung der einzutragenden Rente getilgt. 

Die Rente muß mindeſtens jährlich fälli fen 

Sie iſt danach zu beſtimmen, daß ſie neben der fortdauernden Verzinſung 
der ganzen Darlehnsſumme zur Tilgung des Darlehns jährlich mindeſtens vier 
Prozent zu gewähren hat. 5 

Durch das Statut kann beſtimmt werden, daß die im erſten Jahre zu 
zahlende Rente den zur 3 erforderlichen Betrag nicht überſteigt. 

Die nach Maßgabe der forkſchreitenden Tilgung des Darlehns für deſſen 
Dachs entbehrlich werdenden Theile der Rente dienen zur Tilgung des 

arlehns. 


$. 13. 


Das Vorzugsrecht darf nur inſoweit gewährt werden, als das durch die 
Rente zu tilgende Darlehnskapital den Betrag der erforderlichen Koſten der 
Drainirungsanlage nicht überſteigt. f 

Das Vorzugsrecht darf rückſichtlich folcher Theile des Grundſtücks, welche 
beſonders belaſtet ſind, nur inſoweit gewährt werden, als dieſelben durch die 
Verbeſſerung unmittelbar betroffen werden. 


$. 14. 


Der Darlehnsſucher hat durch Eintragung eines Vermerks in das Grund— 
oder Hypothekenbuch das Vorrecht der Rente vor allen ſpäteren Eintragungen 
oder geſetzlichen Hypotheken zu ſichern und ſodann die Gewährung des ur Wr 
Br bei der Auseinanderſetzungsbehörde zu beantragen, und zwar unter Vor: 
egung: 

J) eines vollſtändigen Planes und Koſtenanſchlages der beabſichtigten 

Drainirungsanlage, worin auch die Zeit angegeben iſt, binnen welcher 
die Anlage ausgeführt werden foll; 
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2) einer be K Abſchrift des Grund: (Stock-) Buchblattes oder 


Artikels des Grundſtücks oder eines alle noch geltenden eingetragenen 
Hypotheken umfaſſenden Auszuges aus dem Hypothekenbuche. 


Aus den Vorlagen muß ſich die im Eingange dieſes Paragraphen erwähnte 
| Eintragung ergeben. a 


5. 15. 


| Die Auseinanderſetzungsbehörde erfordert auf den gehörig geftellten Antrag 
das Gutachten einer der zu dieſem Zwecke für die en oder einzelne Bezirke 
derſelben innerhalb des Provinzial: (Kommunal-) Verbandes einzuſetzenden Kom⸗ 

miſſionen darüber, 
ob und zu welchem Betrage die planmäßige Ausführung der beabſich⸗ 
tigten Anlage eine dauernde 1 des Grundſtücks herbeizu⸗ 
führen geeignet — und inwieweit der Koſtenanſchlag ein angemeſſener iſt. 
In einfachen und klaren Fällen iſt die Auseinanderſetzungsbehörde jedoch 
befugt, nach ihrem Ermeſſen ſich dieſe Information in anderer geeigneter Weiſe 

zu verſchaffen. 
F. 16. 


Die im F. 15 bezeichneten Kommiſſionen beſtehen aus je zwei im Provinzial⸗ 
(kommunalſtändiſchen) Verbande angeſeſſenen Grundbeſitzern, welche vom Pro- 
vinzial⸗ (kommunalſtändiſchen) Ausſchuſſe auf beſtimmte Zeit gewählt werden, und 
aus je einem von der Auseinanderſetzungsbehörde zu beſtimmenden vereideten Sach⸗ 

verſtändigen. 

| g Die Befugniſſe der Kommiſſion können durch das Statut einem ſolchen 

| im Bezirk beſtehenden landſchaftlichen oder ritterſchaftlichen Kreditinſtitut über⸗ 
tragen werden, deſſen Pfandbriefe ſtatutenmäßig unter Mitwirkung eines in 
unmittelbarem oder mittelbarem Staatsdienſte ſtehenden, zur Anſtellung als Notar 
oder Richter oder zur Anſtellung im höheren Verwaltungsdienſte befähigten 
Beamten m werden. Dieſe age kann auf diejenigen Grund⸗ 
ſtücke beſchränkt werden, welche von den betreffenden landſchaftlichen Kreditinſti⸗ 
tuten beliehen worden ſind. 


. 


Hält die Auseinanderſetzungsbehörde den Nachweis für erbracht, daß die 
beabſichtigte Drainirungsanlage geeignet ſei, das Grundſtück mindeſtens in Höhe 
der e ee Koſten dauernd zu verbeſſern, ſo fordert dieſelbe durch öffent⸗ 
liche Bekanntmachung die Realberechtigten auf, etwaige Widerſprüche gegen die 
beanſpruchte Gewährung des Vorzugsrechts innerhalb einer Friſt von ſechs Wochen 
ſchriftlich bei ihr anzubringen. 

$. 18. 
ö In der Aufforderung iſt 
| 1) der Betrag und die Dauer der von dem Darlehnsſucher zu überneh- 
N menden Rente und das Grundſtück, mit welchem Sicherheit beſtellt 
werden ſoll, zu bezeichnen; 
(Nr. 8651.) 
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2) darauf zu verweiſen, daß der Plan und Koſtenanſchlag zu der beab⸗ 
ſichtigten Drainirungsanlage, ſowie das über dieſelbe von der Kom⸗ 
miſſion ($. 15) erſtattete Gutachten, ar die anderweit ein- 
gezogene gutachtliche Information ($. 15 Abſ. 2 und F. 16 Abſ. 2) 
an einer zu bezeichnenden Stelle bis zum Ablauf der Friſt eingefehen 
werden können; 

3) die Eröffnung zu machen, daß bei Ablauf der Friſt nach Lage der 
Sache über die Gewährung des Vorzugsrechts Beſchluß gefaßt und 
ein Widerſpruch, welcher nach der Beſchlußfaſſung eingeht, nicht berück- 
ſichtigt werde. 


6. 19. 


Die Bekanntmachung der Aufforderung erfolgt durch einmalige Einrückung 
in den öffentlichen Anzeiger des Amtsblatts und in dasjenige Blatt, welches für 
den Sitz des Amtsgerichts, in deſſen Bezirk das Grundſtück liegt, zur Veröffent⸗ 
lichung für amtliche Bekanntmachungen beſtimmt iſt ($. 187 der Deutſchen Civil⸗ 
prozeßordnung). 5 

Die im $. 17 beſtimmte Friſt von ſechs Wochen läuft von dem Tage, an 
welchem die Einrückung in das eine oder das andere der bezeichneten Blätter zu⸗ 
letzt erfolgt iſt. 

$. 20. 


Die e iſt den aus der vorgelegten Abſchrift des Grund⸗(Stock⸗) 
Buchblattes oder Artikels beziehungsweiſe dem vorgelegten Hypothekenauszuge 
erſichtlichen Realberechtigten innerhalb der beiden erſten Wochen der im N 19 
beſtimmten Friſt durch die Poſt mit der Bezeichnung „Einſchreiben“ in Abſchrift 
zu überſenden. 

$. 21. 


Durch den rechtzeitigen Widerſpruch eines Realberechtigten wird die Ge⸗ 
währung des Vorzugsrechts vor dem Anſpruche des Widerſprechenden und jedes 
demſelben vorgehenden anderen Realberechtigten ausgeſchloſſen. 

Ein Widerſpruch iſt als rechtzeitig anzuſehen, wenn er vor der Beſchluß— 
faſſung der Auseinanderſetzungsbehörde angebracht iſt. 


$. 22. 


Nach Ablauf der Friſt beſchließt die Auseinanderſetzungsbehörde darüber, 
welches en re der Rente für den Fall der zweckmäßigen Ausführung der 
beabſichtigten Drainirungsanlage zu gewähren iſt. 

Der Beſchluß iſt mit Gründen zu verſehen. 

Eine Anfechtung deſſelben findet nicht ſtatt. 

Die Auseinanderſetzungsbehörde kann vor der Beſchlußfaſſung zur Beſeiti⸗ 

ung eines etwa erhobenen Widerſpruchs eine kommiſſariſche Verhandlung mit 
Ban Widerſprechenden eintreten laſſen, von welcher dem Antragſteller Nachricht 
zu geben iſt. 


a 
$. 23. 


Auf Grund des Beſchluſſes der Auseinanderſetzungsbehörde kann die Landes⸗ 
kultur⸗Rentenbank dem Darlehnsſucher zuſichern, daß das erbetene Darlehn nach 
Stellung der erforderlichen Sicherheit gewährt wird. 


F. 24. 


f Die Sicherheit iſt durch Eintragung der Rente und der etwaigen Zuſchläge 
im Grund⸗ (Stock-) oder e zu beſtellen. 

Die i der Rente iſt ebenſo zu bemeſſen ($$. 6 bis 8), als wenn 
an Stelle der Rente das Darlehnskapital einzutragen wäre. 


$. 25. 


Die Eintragung des 5 der Rente im Grund⸗ oder Hypotheken⸗ 
buche erfolgt auf Grund des Beſchluſſes der Auseinanderſetzungsbehörde ($. 22) 
und einer Beſcheinigung derſelben, daß die zweckmäßige Ausführung der Drai⸗ 
nirungsanlage gelhegen iſt. i 

Die Auseinanderſetzungsbehörde hat vor der Ertheilung der Beſcheinigung 
die 5 15 ben 1 enmate in derſelben Weiſe einzuziehen, wie dies 
im $. beſtimmt iſt. 

Die Entſcheidung der Auseinanderſetzungsbehörde über die Zweckmäßigkeit 
der Ausführung iſt nicht anfechtbar. 


$. 26. 


m. die Auseinanderſetzungsbehörde nach den Vorſchriften des $. 25, 
daß ein Theil der planmäßigen Anlage u i fog ausgeführt und dadurch eine 
dauernde Subſtanzverbeſſerung herbeigeführt iſt, ſo kann die ns des Vor⸗ 
ugsrechts für einen entſprechenden, von der Auseinanderſetzungsbehörde zu 
eſtimmenden Theil der Rente erfolgen. 


$. 27. 


„Die Eintragung des Vorzugsrechts der Rente erfolgt ohne Vorlegung der 
über die vorhandenen Realrechte ausgefertigten Urkunden. 
Ueber den Betrag der eingetragenen Rente hinaus haftet das Grundſtück 
10 das Darlehn nicht. Im Falle der Zwangsver 0 des Grundftüds iſt 
aſſelbe unter der Bedingung der Uebernahme der Rente auszubieten, ſoweit nicht 
die Rechte der . Realberechtigten entgegenſtehen. Die Tilgung der 
Rente durch Kapitalzahlung aus den Kaufgeldern kann die Landeskultur⸗Renten⸗ 
bank nicht fordern. 


§. 28. 
Der Eigenthümer des mit der Rente belaſteten Grundſtücks iſt verpflichtet, 
die ausgeführte Drainirungsanlage für die Dauer der Rentenpflicht in gutem 
Gr. 8651.) 
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Zuſtande zu erhalten. Die Landeskultur⸗Rentenbank iſt verbunden, die Erfüllung 
dieſer Verpflichtung zu überwachen und erforderlichen Falls zu erzwingen. 

Auf Antrag der Landeskultur⸗Rentenbank oder eines durch die Beſchluß⸗ 
faſſung §. 22 po 9 Realberechtigten hat die Auseinanderſetzungsbehörde die 
etwa erforderlichen Wiederherſtellungen auf Koſten des Verpflichteten herbeizuführen. 


$. 29. 


Die bei dem Verfahren der Auseinanderſetzungsbehörde entſtehenden Koſten 
ſind nach den für Auseinanderſetzungsſachen beſtehenden Vorſchriften zu berechnen. 


$. 30. 


Bei Zerſtückelung des rentenpflichtigen Grundſtücks finden auf die Rente 
die geſetzlichen Vorſchriften über die denen der Staatsſteuern Anwendung; 
doch müſſen in ſolchem Falle die Rentenbeträge, welche nach der Vertheilung der 
Rente weniger als eine Mark jährlich betragen, ſofort durch Kapitahahlung 
($. 36) abgelöſt werden. 

Die auf die einzelnen Theilſtücke zu legenden Renten müſſen derartig ab- 
gerundet werden, daß ihr Betrag, in Pfennigen ausgedrückt, durch zehn theilbar iſt. 


$. 31. 


Die Löſchung der Rentenpflicht im Grund- oder Hypothekenbuche erfolgt 
auf Antrag der Landeskultur⸗Rentenbank. De 
Derſelbe muß geſtellt werden, ſobald die Rente getilgt iſt. 


$. 32. 


Soll ein Darlehn zu Drainirungsanlagen auf einem Lehn⸗ oder Fidei⸗ 
kommißgute gewährt werden, fo finden rückſichtlich der Lehns⸗ oder Fideikommiß⸗ 
7 er und der Agnaten die $$. 10 bis 16, 22 bis 31 entſprechende Anwendung 

3 5 „daß die Eintragung der Rente auf das Gut ohne die Einwilligung der 
genannten Perſonen zu gewähren iſt. 

Ein Widerſpruchsrecht ſteht den genannten Perſonen nicht zu. 


$. 33. 
Die Beſtellung der Sicherheit durch Hypothek oder Grundſchuld (F. 6) 
kann unterbleiben, wenn das Darlehn gewährt wird: 

1) an Stadt⸗ oder Landgemeinden; 

2) ay an öffentliche Genoſſenſchaften im Sinne des Geſetzes vom 1. April 
1879, betreffend die Bildung von Waſſergenoſſenſchaften, 

b) an D „ welche mit Korporationsrechten verfehen 

ſind, und deren Organiſation durch landesherrlich vollzogenes 
Statut geregelt iſt;; 


h 
| 
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c) an Genoſſenſchaften im Sinne des Geſetzes vom 6. Juli 1875 
(Geſetz-Samml. S. 416), betreffend Schutzwaldungen und Wald- 
genoſſenſchaften. 


F. 34. 


Beiträge zu den Verwaltungskoſten der Landeskultur⸗-Rentenbank können 
nur als Zuſchläge zu der Landeskulturrente ($. 5) erhoben werden und dürfen 
höchſtens jährlich ein fünftel Prozent des Darlehns betragen. 


$. 35, 


Die Landeskulturrenten, ſowie diejenigen Auflagen, welche Behufs In— 
ſtandhaltung der Meliorationsanlagen ($$. 9 und 28) auf Grund des Statuts 
angeordnet werden, können im Wege der Verwaltungsepekution beigetrieben, be— 
ange erzwungen werden. 


$. 36. 


Dem Schuldner ſteht es jederzeit frei, das Darlehn ganz oder theilweiſe 
an die Landeskultur⸗Rentenbank in baar oder in Landeskultur-Rentenbriefen nach 
dem Nennwerthe zurückzuzahlen. f 

In dieſem Falle müſſen die Landeskulturrenten einſchließlich der ſonſtigen 
ſtatutenmäßigen Beiträge für das laufende Halbjahr entrichtet werden. Theil⸗ 
ar Sn langen unter dem Betrage von fünfhundert Mark find nicht 
geſtattet. 


$. 37. 
Die Landeskultur-Rentenbriefe werden von der Direktion der Landeskultur⸗ 


1 nach dem unter A beiliegenden Schema in Abſchnitten von fünf- 


tauſend, zweitauſend, eintauſend, fünfhundert und zweihundert Mark unter fort⸗ 
laufender Nummer ausgegeben und mit jährlich höchſtens vier ein halb Prozent 
in halbjährlichen Terminen verzinſt. 
Den Inhabern der Landeskultur -Rentenbriefe ſteht kein Kündigungs— 
recht zu. 
$. 38. 


4 Mit jedem Landeskultur⸗Rentenbriefe werden zugleich nach dem unter B 
’ eilieg 


enden Schema Zinsſcheine auf zehn Jahre, die mit Talons nach dem unter 
C beiliegenden Schema verſehen find, ausgegeben. 

Nach Ablauf dieſer zehn Jahre erfolgt die Ausreichung neuer Zinsſchein⸗ 
reihen nebſt Talons zu den Landeskultur⸗Rentenbriefen an den Inhaber des mit 
der nächſt älteren Reihe ausgegebenen Talons gegen Rückgabe des letzteren, ſofern 
nicht von dem Inhaber des allge Landeskultur⸗Rentenbriefes bei ber mit 
der Ausreichung der Zinsſcheine beauftragten Stelle rechtzeitig Widerſpruch da⸗ 
vom erhoben wird; in dieſem Falle erfolgt die Ausreichung der neuen Zins⸗ 
cheinreihe nebſt Talon an den Vorzeiger des Landeskultur⸗Rentenbriefes. 
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$. 39. 


Der Betrag der fälligen Zinsſcheine wird gegen Ablieferung derſelben von 
der Landeskultur-Rentenbank baar ausgezahlt. 


$. 40. 


Die Zinsſcheine verjähren binnen vier Jahren. 
Die Verjährungsfriſt beginnt mit dem auf den Fälligkeitstermin folgenden 
letzten Dezember. 
$. 41. 


Die Landeskultur-Rentenbank iſt verpflichtet, halbjährlich ſoviel Landes⸗ 
kultur-Rentenbriefe auszuloofen, oder zum Zweck der Amortiſation aufzukaufen, 
als ihrem Nennwerth nach mit denjenigen Geldſummen bezahlt werden können, 
welche bis zum Schluſſe des Halbjahres, in dem die Auslooſung erfolgt, dem 
Tees aus den Rentenzahlungen oder baaren Kapitalzahlungen zu- 

ießen müſſen. a 

Die Nummern, ſowie Zeit und Ort der Rückzahlung der ausgelooſten 

Landeskultur⸗Rentenbriefe find öffentlich bekannt zu machen. 


$. 42. 


Den Inhabern der ausgelooſten Landeskultur-Rentenbriefe wird der Nenn— 
werth derſelben baar ausgezahlt. 

Von dem zur Auszahlung der Landeskultur-Rentenbriefe beſtimmten 
Termine ab findet eine Verzinſung derſelben ferner nicht ftatt. 


$. 43. 


Die ausgelooſten Landeskultur-Rentenbriefe verjähren binnen zehn Jahren. 
Die Verjährungsfriſt beginnt mit dem letzten Dezember desjenigen Jahres, 
in welches der Auszahlungstermin fällt. f 


. 44. 


Iſt ein Landeskultur-Rentenbrief nicht mehr zinsbar 4 42), ſo werden 
zwar die noch laufenden Zinsſcheine deſſelben zur Zeit ihrer Fälligkeit von der 
Landeskultur⸗Rentenbank bezahlt, der Inhaber des Landeskultur⸗Rentenbriefes 
aber muß ſich, wenn er benfelßen Behufs Empfangnahme des Kapitals präſentirt, 
den Abzug des Betrages der fehlenden Zinsſcheine gefallen laſſen. 


$. 45. 


Die ausgelooften und die Behufs Amortifation aufgekauften, ſowie die 
nach $. 36 in Feten gegebenen Landeskultur-Rentenbriefe werden unter der 
Leitung der Direktion der Landeskultur-Rentenbank im Beiſein zweier Abge⸗ 
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ordneten des Provinzial⸗ (Kommunal-) Landtages und eines Notars durch 
Feuer vernichtet. 

Die über die Vernichtung der Landeskultur-Rentenbriefe von dem Notar 
aufzunehmende Verhandlung wird veröffentlicht. 


$. 46. 


Abhanden gekommene oder vernichtete Landeskultur-Rentenbriefe können 
nach erfolgtem Aufgebote für kraftlos erklärt werden. 

Das Aufgebot iſt erſt zuläſſig, wenn der erſte Zinsſchein einer ſeit der Zeit 
des glaubhaft gemachten Verluſtes ausgegebenen Reihe von Zinsſcheinen oder ſeit 
diefr Zeit Zinsſcheine für vier Jahre 115 geworden ſind. 

Ein Aufgebotsverfahren wegen abhanden gekommener oder vernichteter 
Talons und Zinsſcheine findet nicht ſtatt. 

Demjenigen, welcher den Beſitz und den demnächftigen Verluſt von Zins⸗ 
ſchenen vor Ablauf der Verjährungsfriſt (§. 40) bei der Direktion der Landes⸗ 
kultir⸗Rentenbank glaubhaft macht, kann nach Ablauf jener Friſt der Betrag 
der bis dahin nicht vorgekommenen Zinsſcheine ausgezahlt werden. 


$. 47. 


Aus denjenigen Summen, welche die Landeskultur⸗Rentenbank durch zins⸗ 
tragnde Benutzung ihrer Kaſſenbeſtände, durch Kursgewinn ($$. 4, 41) oder 
dur Verjährung von Zinsſcheinen und ausgelooſten Landeskultur⸗Rentenbriefen 
gewnnt, wird ein Reſervefonds gebildet. 

Die Zinſen des Reſervefonds werden demſelben zugeſchlagen. 

Der Reſervefonds ſoll bis zur Höhe von fünf Prozent des Betrages der 
augegebenen Darlehne angeſammelt und nach ſtattgehabten Verwendungen auf 
dieſ Höhe ergänzt werden. 

Der Reſervefonds iſt zur Deckung der etwaigen Ausfälle an Rente d ver⸗ 
wepen. Reicht der Reſervefonds hierzu nicht aus, ſo wird das Fehlende von 
den Provinzial: (Kommunal-) Verbande zugeſchoſſen. Ueberſchüſſe des Reſervefonds 
übe den Betrag von fünf Prozent der ausgegebenen Darlehne hinaus und die 
nac Schließung der Landeskultur⸗Rentenbank und nach gänzlicher Tilgung der 
augegebenen Landeskultur⸗Rentenbriefe in dem Reſervefonds verbleibenden Beſtände 
falln dem Provinzial⸗ (Kommunal-) Verbande zu. 


F. 48. 


Sobald der Reſervefonds die im F. 47 Abſatz 3 bezeichnete Höhe erreicht 
hat ſind die Zinſen deſſelben nach näherer Vorſchrift des Statutes zu den Ver⸗ 
walingskoſten der Landeskultur-Rentenbank unter gänzlichem oder theilweiſem 
Wefalle der Zuſchläge ($. 34) zu verwenden. 


$. 49. 


3 Landeskultur-Rentenbanken ſteht die dem Fiskus eingeräumte Stempel— 
eilt zu. 
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Die Eintragung der in $$. 6, 14, 24, 27 bezeichneten Sicherheiten in das 
Grund- (Stock-) oder Hypothekenbuch erfolgt gebührenfrei. 


$. 50. 


Die Direktion der Landeskultur-Rentenbank ift verpflichtet, alljährlich einmal 
über den Vermögensſtand der Anſtalt einen Bericht zu veröffentlichen. 


$. 51. 


Auf Beſchluß des Provinzial- (Kommunal-) Landtages kann mit landes⸗ 
herrlicher Genehmigung die Landeskultur-Rentenbank aufgehoben und zu dem 
Zwecke eine Friſt beſtimmt werden, nach deren Ablauf Darlehne von der Lanzes⸗ 
kultur-Rentenbank nicht mehr gewährt werden dürfen. 


$. 52. 


Das Statut (F. 2) ſoll enthalten: 

1) die Zwecke der Landeskultur-Rentenbank ($$. 1 und 3); 

2) die Art der Wahl und Zuſammenſetzung der Direktion und die Bezich- 
nung der Befugniſſe derſelben; 

3) die Vorſchriften über die Einreichung und die Form der Begründung 
der Darlehnsgeſuche, ſowie über die Entſcheidung auf dieſelben) 

4) die in Gemäßheit der §§. 7, 8, 9, 24 Abſatz 2 zu beſtimmeiden 
Grundſätze für die Taxe, für die bezügliche Werthsvermehrung dei zu 
meliorirenden Grundſtücks, ſowie für den Nachweis der planmäßgen 
Ausführung und die Kontrole der Inſtandhaltung der Melioratins⸗ 
anlagen; 

5) die zur Verzinſung und Tilgung der Darlehne und zur Beſtreitn 
der Verwaltungskoſten beſtimmten Beträge ($$. 5, 34 und 48), n 
die Vorſchriften wegen der durch die Prüfung der Darlehnsgeſuche nd 
> die Aufnahme der Anftaltstagen ($$. 6, 7 und 8) erwachſenen 
voften; 

6) die Termine zur Aushändigung der Landeskultur-Rentenbriefe und ur 
Zahlung der Landeskulturrente wie diejenigen zur Erhebung der Ziren 

2 70 ; 

7) den Tilgungsplan ($$. 5, 12), die Form für die Zurückzahlung der 
Darlehne ($. 5 „die Termine für die Auslooſung der Landeskulir⸗ 
Rentenbriefe und für die Auszahlung der ausc um Briefe und die 
und 40 über die zinsbare Belegung des Reſervefonds ($$. 41,42 
und 47); 

8) die Vorſchriften über Bildung und Verfahren der Drainirungsim- 
miſſion (§. 15), ſowie die Modalitäten bei Uebertragung der Befugiſſe 
60416 A0. 2% an landſchaftliche oder ritterſchaftliche Kreditinſtute 

. 2), 


ES 


9) die Form, in welcher die von der Landeskultur-Rentenbank ausgehenden 
Bekanntmachungen erfolgen ($$. 41, 45 und 50), ſowie die öffentlichen 
Blätter, in welche dieſelben aufzunehmen ſind. 


$. 53. 


Das Statut unterliegt der Beſchlußfaſſung des Provinzial⸗ (Kommunal-) 
Landtages und bedarf der landesherrlichen Genehmigung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. Mai 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 


Zugleich für den Miniſter 
für Handel und Gewerbe: 


v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. 


Hobrecht. 


(Nr. 8651.) 


A. 
Schema zum Landeskultur⸗Rentenbrief. 


Landeskultur-Rentenbrief der Provinz (des Kommunalverhandes) N. N. 


Lit Wappen No ee #85; 
der Provinz (des Kommunal ⸗ 
C Mark. verbandes) N. N. ee eee eee Mark 

EONDESBEERE entenbrief über e e e e e en de 

A Mark Deutſcher Reichswährung, verzinslich mit 
e vom Hundert, 

ausgefertigt nach den Beſtimmungen des Geſetzes vu nennen nn nn n nenne 
Geſetz-Sammlung Seite ....... r . 

Die Zinſen werden bei der Hauptkaſſe der Landeskultur-Rentenbank zu N. halbjährlich amm 
J eee an den Ueberbringer des fälligen hierzu gehörigen Zinsſcheines berichtigt. 


Die Zinsſcheine ſind ungültig, wenn ihr Geldbetrag nicht binnen vier Jahren, von dem auf den Fälligkeit 
termin folgenden letzten Dezember ab gerechnet, erhoben worden iſt. Von zehn zu zehn Jahren werden zu dieſen 
Landeskultur-Rentenbriefen neue Zinsſcheine mit Talon verabreicht. 

Die Auszahlung des Kapitals erfolgt in der durch das Geſetz vorm 85 
und das Statut vom vorgeſchriebenen Art. 


Siegel 


der 
Landeskultur 
Rentenbank. 


Direktion der Landeskultur-Rentenbank für die Provinz (den Kommunalverband) N. N. 


Unterſchriften. 
Eingetragen: Beigefügt ſind die Zinsſcheine, 
e gi Mark Nie. SE Serra ac 
8 mit Talon. 
Klaſſe Sol NG n i 
Ausgefertigt. 
Unterſchrift. Unterſchrift. 


Schema zum Zinsfchein. 


Landeskultur-Rentenbrief der Provinz (des Kommunalverbandes) N. N. 


Geſetz vom 
Statut vom 


Direktion der e die Provinz (den Kommunalverband) N. N. 


Unterſchriften. 
Eingetragen: (Unterſchrift.) 


Ablauf der vierjährigen Verjährungsfriſt 
am 31. Dezember 


rfragaog ag uusar /Bıyypndun 


eine Ecke abgeſchnitten ift. 


durchkreuzt iſt. Ungültig, wenn 


N Bemerkung. Die Nummer des Zinsſcheines iſt in farbigen Zahlen an den mit einem kleinen Kreuz bezeich- 
neten zwei Stellen unverwiſchbar einzutragen. 
In gleicher Weiſe iſt der Betrag der Zinſen an der mit dem größeren Kreuz bezeichneten 
Stelle einzutragen. 
t. 8651.) 


- 


Schema zum Talon. 


Landeskultur⸗-Rentenbrief der Provinz (des Kommunalverbandes) N. N. 
(Geſetz von Statut von ) 


Talon zum Landeskultur-Rentenbriefe 


E e R 
D Mark 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe die Reihe 
isſcheine für die zehn Jahre vonn en 


Wird gegen Ausreichung der neuen 
bei der Direktion der Landeskultur⸗Renten 
reichung derſelben an den Beſitzer des 


bank „/ Widerſpruch erhoben, fo erfolgt die Aus- 


ent A den Beſitzer des Talons rechtzeitig 
„gedachten Landeskultur⸗Rentenbriefes. 


Direktion für die Landeskultur- Rentenbank für die Provinz (den Kommunalverband) N. N. 
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Unterſchriften. 
8 Eingetragen: 
Z (Unterſchrift.) 
Zur Abhebung der Reihe Zinsſcheine No N 


Bemerkung. Der Werth des Landeskultur-Rentenbriefes iſt an der mit einem Kreuz bezeichneten 
Stelle in einer farbigen Zahl unverwiſchbar einzutragen. 
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